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161. Bundesgesetz: Jugendwohlfahrtsgesetz 1989 — JWG
(NR: GP XVII RV 171 AB 872 S. 96. BR: 3653 AB 3658 S. 513.)

162. Bundesgesetz: Kindschaftsrecht-Änderungsgesetz — KindRÄG
(NR: GP XVII RV 172 AB 887 S. 96. BR: AB 3657 S. 513.)

1 6 1 . Bundesgesetz vom 15. März 1989, mit
dem Grundsätze über die Mutterschafts-,
Säuglings- und Jugendfürsorge aufgestellt und
unmittelbar anzuwendende Vorschriften in die-
sem Bereich erlassen werden (Jugendwohl-

fahrtsgesetz 1989 — JWG)

Der Nationalrat hat beschlossen:

ERSTER TEIL

Grundsatzbestimmungen

1. HAUPTSTÜCK

A l l g e m e i n e B e s t i m m u n g e n

Aufgabe der öffentlichen Jugendwohlfahrt

§ 1. (1) Die Mutterschafts-, Säuglings- und
Jugendfürsorge (öffentliche Jugendwohlfahrt) hat

1. für die Betreuung der Mütter, der werdenden
Mütter und ihrer Leibesfrucht sowie von
Säuglingen und deren Eltern vorzusorgen
(Mutterschafts- und Säuglingsfürsorge),

2. die Entwicklung Minderjähriger durch Anbot
von Hilfen zur Pflege und Erziehung zu för-
dern und durch Gewährung von Erziehungs-
maßnahmen zu sichern (Jugendfürsorge).

(2) Zwischenstaatliche Vereinbarungen bleiben
davon ebenso unberührt wie das Bundesgesetz vom
23. Jänner 1974 über die mit gerichtlicher Strafe
bedrohten Handlungen (Strafgesetzbuch).

Familie und öffentliche Jugendwohlfahrt

§ 2. (1) Der öffentlichen Jugendwohlfahrt
kommt die allgemeine Aufgabe zu, die Familie bei
der Erfüllung ihrer Aufgaben in der Pflege und
Erziehung Minderjähriger zu beraten und zu
unterstützen.

(2) Öffentliche Jugendwohlfahrt ist zu gewäh-
ren, wenn und insoweit die Erziehungsberechtigten
das Wohl des Minderjährigen nicht gewährleisten.

(3) Die öffentliche Jugendwohlfahrt darf in fami-
liäre Bereiche und Beziehungen nur insoweit ein-
greifen, als dies zum Wohl des Minderjährigen not-
wendig ist. Dies ist besonders auch dann der Fall,
wenn zur Durchsetzung von Erziehungszielen
Gewalt angewendet oder körperliches oder seeli-
sches Leid zugefügt wird.

Persönlicher Anwendungsbereich

§ 3. Öffentliche Jugendwohlfahrt ist allen Perso-
nen zu gewähren, die ihren Aufenthalt im Inland
haben; österreichischen Staatsbürgern und Staaten-
losen jedenfalls, wenn sie ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt im Inland haben.

Trägerschaft und Besorgung

§ 4. (1) Träger der öffentlichen Jugendwohlfahrt
ist das Land (Jugendwohlfahrtsträger).

(2) Die Landesgesetzgebung bestimmt, welche
Organisationseinheiten die Aufgaben der öffentli-
chen Jugendwohlfahrt zu besorgen haben.

Örtliche Zuständigkeit

§ 5. (1) Die örtliche Zuständigkeit des Jugend-
wohlfahrtsträgers richtet sich nach dem gewöhnli-
chen Aufenthalt, mangels eines solchen nach dem
Aufenthalt des Betroffenen.

(2) Bei Gefahr im Verzug ist der Jugendwohl-
fahrtsträger örtlich zuständig, in dessen Wirkungs-
bereich die erforderliche Maßnahme zu setzen ist.
Doch hat in einem solchen Fall der Jugendwohl-
fahrtsträger, in dessen Bereich der Betroffene sei-
nen gewöhnlichen Aufenthalt hat, die Kosten zu
ersetzen.

Fachliche Ausrichtung

§ 6. (1) Die Landesgesetzgebung hat sicherzu-
stellen, daß die öffentliche Jugendwohlfahrt von
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geeigneten Kräften durchgeführt wird. Sie hat auch
für die erforderliche Fortbildung vorzusorgen.

(2) Erfordert es die Durchführung der Aufgabe,
so sind ausgebildete Fachkräfte heranzuziehen.

(3) Öffentliche Jugendwohlfahrt ist unter Beach-
tung allgemein anerkannter wissenschaftlicher
Erkenntnisse und Berücksichtigung der maßgebli-
chen Fachbereiche zu gewähren.

Planung und Forschung

§ 7. Die Jugendwohlfahrtsträger haben bei ihrer
Planung die gesellschaftlichen Entwicklungen
sowie die Ergebnisse der Forschung in den ein-
schlägigen Bereichen zu berücksichtigen. Erforder-
lichenfalls haben sie sich um die Einleitung entspre-
chender Forschungen zu bemühen.

Freie Jugendwohlfahrt

§ 8. (1) Einrichtungen der freien Jugendwohl-
fahrt dürfen zur Erfüllung von nichthoheitlichen
Aufgaben der öffentlichen Jugendwohlfahrt heran-
gezogen werden, wenn sie nach Ziel und Ausstat-
tung dazu geeignet sind. Gewährleistet ein freier
Jugendwohlfahrtsträger jedoch unter Berücksichti-
gung seiner Ausstattung und sonstigen Leistungen
das Wohl eines Minderjährigen besser und wirt-
schaftlicher als der öffentliche Träger, so soll der
freie Träger herangezogen werden.

(2) Über das Vorliegen der Eignungsvorausset-
zungen entscheidet auf Antrag des Eignungswer-
bers der öffentliche Jugendwohlfahrtsträger mit
Bescheid. Die Einrichtungen der freien Jugend-
wohlfahrt unterliegen sodann der Fachaufsicht des
Trägers der öffentlichen Jugendwohlfahrt.

(3) Ändern sich die Eignungsvoraussetzungen, so
hat der öffentliche Jugendwohlfahrtsträger die Eig-
nung der Einrichtung zu überprüfen, erforderli-
chenfalls neu zu entscheiden.

Verschwiegenheitspflicht

§ 9. Soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist,
sind die in der Jugendwohlfahrt tätigen Personen
zur Verschwiegenheit über alle ihnen ausschließlich
aus dieser Tätigkeit bekanntgewordenen Tatsachen
zu verpflichten.

Kinder- und Jugendanwalt

§ 10. Die Jugendwohlfahrtsträger sind berufen,
1. Minderjährige, Erziehungsberechtigte und

gesetzliche Vertreter in allen Angelegenheiten
zu beraten, die die Stellung des Minderjähri-
gen und die Aufgaben des Erziehungsberech-
tigten betreffen,

2. bei Meinungsverschiedenheiten und Ausein-
andersetzungen über die Pflege und Erzie-
hung zu helfen.

2. HAUPTSTÜCK

L e i s t u n g e n d e r J u g e n d w o h 1 f a h r t

1. A b s c h n i t t

S o z i a l e D i e n s t e

Vorsorge für soziale Dienste

§ 11. (1) Soziale Dienste sind Hilfen zur Dek-
kung gleichartig auftretender Bedürfnisse werden-
der Eltern, Minderjähriger und deren Erziehungs-
berechtigten. Sie dienen der Entwicklung des Min-
derjährigen und der Förderung der Familie.

(2) Die Jugendwohlfahrtsträger haben vorzusor-
gen, daß die zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwen-
digen sozialen Dienste bereitgestellt werden. Auf
die regionalen Verhältnisse und die Bevölkerungs-
struktur ist Bedacht zu nehmen.

Soziale Dienste

§ 12. (1) Als soziale Dienste sollen besonders
angeboten werden

1. allgemeine und besondere Beratungsdienste
für werdende Eltern, für Minderjährige und
deren Erziehungsberechtigte, besonders zur
Durchsetzung der gewaltlosen Erziehung und
zum Schutz Minderjähriger, etwa Familienbe-
ratung, Familientherapie, Kinderschutzzen-
tren,

2. vorbeugende und therapeutische Hilfen für
Minderjährige und deren Familien,

3. Hilfen für die Betreuung unmündiger Kinder,
etwa durch Mutter-Kind-Wohnungen, Kin-
derkrippen und Tagesmütter,

4. Hilfen an die Eltern, Erziehungsberechtigten
und Minderjährigen, besonders durch Ein-
richtungen zur Früherkennung und Behand-
lung abweichenden Verhaltens Minderjähri-
ger,

5. Pflegeplätze in Familien, Heimen und sonsti-
gen Einrichtungen, besonders Kinderdörfern
und sozialpädagogischen Wohngemeinschaf-
ten.

(2) Bei der Durchführung dieser Aufgaben ist auf
die Zusammenarbeit mit den Einrichtungen der
außerschulischen Jugenderziehung und anderer
Einrichtungen zu achten, die ebenfalls Aufgaben
der Betreuung und Förderung der Jugend wahr-
nehmen.

Entgelt

§ 13. Die Landesgesetzgebung bestimmt, ob und
welche Entgelte für soziale Dienste zu entrichten
sind. Dabei sind Art und Umfang der Dienste sowie
die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse
derjenigen angemessen zu berücksichtigen, die
diese Dienste in Anspruch nehmen.
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2. Abschnitt

P f l e g e k i n d e r

Begriff

§ 14. Als Pflegekinder im Sinn dieses Bundesge-
setzes gelten Minderjährige, die von anderen als bis
zum dritten Grad Verwandten oder Verschwäger-
ten, von Wahleltern oder vom Vormund gepflegt
und erzogen werden.

Vermittlung von Pflegeplätzen

§ 15. (1) Die Vermittlung von Pflegeplätzen ist
dem öffentlichen Jugendwohlfahrtsträger vorbehal-
ten.

(2) Jede Vermittlung hat dem Wohl des Kindes
zu dienen. Es muß begründete Aussicht bestehen,
daß zwischen den Pflegeeltern (Pflegepersonen)
und dem Pflegekind eine dem Verhältnis zwischen
leiblichen Eltern und Kindern nahekommende
Beziehung hergestellt wird. Ein Entgelt für die Ver-
mittlung ist unzulässig.

(3) Die Landesgesetzgebung darf vorsehen, daß
dafür auch Träger der freien Jugendwohlfahrt
zugelassen werden, wenn sie eine ordnungsgemäße
Besorgung dieser Aufgabe gewährleisten und Hil-
fen nach § 20 anbieten können.

Pflegebewilligung

§ 16. (1) Pflegekinder unter sechzehn Jahren
dürfen nur mit Bewilligung des öffentlichen
Jugendwohlfahrtsträgers in Pflege und Erziehung
genommen werden.

(2) Die Bewilligung darf nur für ein bestimmtes
Pflegeverhältnis und nur dann erteilt werden, wenn
die Voraussetzungen des § 15 Abs. 2 vorliegen.
Tagesmüttern dürfen allgemeine Bewilligungen
erteilt werden.

(3) Im behördlichen Verfahren über die Pflege-
bewilligung haben die Pflegeeltern (Pflegeperso-
nen) und die Erziehungsberechtigten Parteistel-
lung. Das mindestens zehnjährige Kind ist jeden-
falls persönlich, das noch nicht zehnjährige Kind
tunlichst, in geeigneter Weise zu hören.

§ 17. (1) Keiner Bewilligung bedarf die Über-
nahme eines Pflegekindes

1. für vorübergehende Dauer oder einen Teil
des Tages, wenn Pflege und Erziehung nicht
gewerbsmäßig und nicht regelmäßig gewährt
werden,

2. im Fall der Unterbringung bei einem Lehrbe-
rechtigten,

3. wenn der Jugendwohlfahrtsträger auf Grund
seines Erziehungsrechts das Pflegeverhältnis
begründet hat,

4. wenn das Gericht den Pflegeeltern das Erzie-
hungsrecht übertragen hat.

(2) Die Landesgesetzgebung darf weitere Aus-
nahmen von der Bewilligungspflicht bestimmen.

§ 18. Die Pflegebewilligung ist zu widerrufen,
wenn es das Wohl des Kindes erfordert. Der § 16
Abs. 3 gilt sinngemäß.

Pflegeaufsicht

§ 19. Der Jugendwohlfahrtsträger hat, abgesehen
von den Fällen des § 17 Abs. 1 Z 1, in angemesse-
nen Zeitabständen, jedoch mindestens einmal jähr-
lich, zu prüfen, ob Pflegekindern unter 16 Jahren
die Pflege und Erziehung im Sinn des § 146 ABGB
gewährt werden. Die für die Pflege und Erziehung
des Pflegekindes Verantwortlichen haben die Pfle-
geaufsicht zu ermöglichen.

Hilfen zur Festigung des Pflegeverhältnisses

§ 20. Die Übernahme eines Pflegekindes unter
16 Jahren soll gemäß ihrer Bedeutung für die Ent-
wicklung des Minderjährigen entsprechend vorbe-
reitet werden. Die Jugendwohlfahrt hat den Pflege-
eltern (Pflegepersonen) Aus- und Fortbildungsan-
bote und diesen sowie dem Pflegekind und der
Herkunftsfamilie Beratungshilfe anzubieten.

Pflegegeld

§ 21. Die Landesgesetzgebung hat das Pflegegeld
zu regeln, das Pflegeeltern (Pflegepersonen) auf
ihren Antrag zur Erleichterung der mit der Pflege
verbundenen Lasten erhalten. Dabei sind die örtli-
chen Verhältnisse und die Unterhaltskosten zu
berücksichtigen.

3. Abschnitt

H e i m e u n d s o n s t i g e E i n r i c h t u n g e n
f ü r M i n d e r j ä h r i g e

Bewilligung und Aufsicht

§ 22. (1) Heime und sonstige Einrichtungen, die
zur Übernahme von Minderjährigen in Pflege und
Erziehung bestimmt sind (§ 28) und ganzjährig
betrieben werden, dürfen nur mit Bewilligung des
Jugendwohlfahrtsträgers errichtet und betrieben
werden. Sie unterliegen seiner Aufsicht.

(2) Die Bewilligung darf nur erteilt werden,
wenn für die Leitung der Einrichtung und für die
Pflege und Erziehung der Minderjährigen eine aus-
reichende Anzahl von Fachkräften zur Verfügung
steht, die Räumlichkeiten geeignet und die wirt-
schaftlichen Voraussetzungen für eine den Aufga-
ben der Jugendwohlfahrt entsprechende Betreuung
gegeben sind.

(3) Die Landesgesetzgebung darf Ausnahmen für
bestimmte Zeit von der Bewilligungspflicht bestim-
men, wenn die Erfüllung des vorstehenden Geset-
zeszwecks in anderer Weise gewährleistet ist.

Anzeigepflicht

§ 23. Jugenderholungsheime und Ferienlager
sind anzeigepflichtig. Das Nähere regelt die Lan-



1478 66. Stück — Ausgegeben am 11. April 1989 — Nr. 161

desgesetzgebung; sie darf auch Ausnahmen von der
Anzeigepflicht bestimmen.

4. A b s c h n i t t

V e r m i t t l u n g d e r A n n a h m e an
K i n d e s s t a t t

Grundsätze

§ 24. (1) Die Vermittlung der Annahme eines
Minderjährigen an Kindesstatt ist dem Jugend-
wohlfahrtsträger vorbehalten.

(2) Jede Vermittlung hat dem Wohl des Minder-
jährigen zu dienen. Es muß begründete Aussicht
bestehen, daß zwischen dem Annehmenden und
dem Minderjährigen eine dem Verhältnis zwischen
leiblichen Eltern und Kindern entsprechende Bezie-
hung hergestellt wird. Ein Entgelt für die Vermitt-
lung ist unzulässig.

(3) Die Landesgesetzgebung darf vorsehen, daß
dafür auch Träger der freien Jugendwohlfahrt
anerkannt werden, wenn sie eine ordnungsgemäße
Besorgung dieser Aufgaben gewährleisten. Der § 8
gilt sinngemäß.

Vermittlung in das Ausland

§ 25. Die Landesgesetzgebung hat besondere
Bestimmungen über die Vermittlung der Annahme
eines Minderjährigen an Kindesstatt in das Ausland
vorzusehen.

5. A b s c h n i t t

H i l f e n z u r E r z i e h u n g

Arten der Hilfen

§ 26. Hilfen zur Erziehung sind im Einzelfall als
Unterstützung der Erziehung oder als volle Erzie-
hung, als freiwillige Erziehungshilfe oder als Erzie-
hungshilfe gegen den Willen der Erziehungsbe-
rechtigten zu gewähren. Es ist jeweils die gelin-
deste, noch zum Ziel führende, Maßnahme zu tref-
fen.

Unterstützung der Erziehung

§ 27. Die Unterstützung der Erziehung umfaßt
besonders

1. die Beratung der Erziehungsberechtigten und
des Minderjährigen,

2. die Förderung der Erziehungskraft der Fami-
lie, besonders auch zur Durchsetzung der
gewaltlosen Erziehung,

3. die Förderung der Entwicklung des Minder-
jährigen,

4. die Betreuung des Minderjährigen in Grup-
pen,

5. die Betreuung des Minderjährigen nach der
Entlassung aus der vollen Erziehung.

Volle Erziehung

§ 28. (1) Zur vollen Erziehung gehören Pflege
und Erziehung des Minderjährigen in einer Pflege-
familie, in einem Heim oder in einer sonstigen Ein-
richtung (§ 12 Abs. 1 Z5).

(2) Ist die volle Erziehung erforderlich, so haben,
vor allem bei Säuglingen und Kleinkindern, Pflege
und Erziehung in einer Pflegefamilie den Vorrang.

Freiwillige Erziehungshilfen

§ 29. (1) Erziehungshilfen, mit denen die Erzie-
hungsberechtigten einverstanden sind, bedürfen
einer schriftlichen Vereinbarung zwischen dem
Erziehungsberechtigten und dem Jugendwohl-
fahrtsträger.

(2) Der Jugendwohlfahrtsträger hat das minde-
stens zehnjährige Kind jedenfalls persönlich, das
noch nicht zehnjährige Kind tunlichst, in geeigne-
ter Weise zu hören.

Erziehungshilfen gegen den Willen der Erziehungs-
berechtigten

§ 30. Stimmen die Erziehungsberechtigten einer
notwendigen Erziehungshilfe nicht zu, so hat der
Jugendwohlfahrtsträger das zur Wahrung des
Wohles des Minderjährigen Erforderliche zu ver-
anlassen.

Durchführung

§ 31. (1) Die Durchführung der Hilfen zur
Erziehung obliegt dem Jugendwohlfahrtsträger.

(2) Es ist jeweils die der Persönlichkeit des Min-
derjährigen und seinen Lebensverhältnissen ent-
sprechende Maßnahme einzuleiten. Bei der Durch-
führung sind die Anlagen, Fähigkeiten, Neigungen
und Entwicklungsmöglichkeiten des Minderjähri-
gen zu berücksichtigen.

(3) Die getroffene Maßnahme ist zu ändern,
wenn es das Wohl des Minderjährigen erfordert,
oder aufzuheben, wenn sie dem Minderjährigen
nicht mehr förderlich ist.

Vorläufige Kostentragung

§ 32. (1) Unbeschadet der Pflicht zum Tragen
und Ersetzen der Kosten von Maßnahmen der
öffentlichen Jugendwohlfahrt hat zunächst für
diese der Jugendwohlfahrtsträger aufzukommen.

(2) Die Landesgesetzgebung darf andere, durch
Landesgesetz geregelte, Rechtsträger zum vorläufi-
gen Tragen der Kosten von "Maßnahmen der
öffentlichen Jugendwohlfahrt bestimmen. Es muß
jedoch gewährleistet sein, daß im Einzelfall die
zweckmäßigste Maßnahme ohne Verzögerung aus-
gewählt und durchgeführt werden kann.
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Kostentragung, Kostenersatz

§ 33. Die Kosten der vollen Erziehung haben der
Minderjährige und seine Unterhaltspflichtigen
nach bürgerlichem Recht zu tragen, gegebenenfalls
rückwirkend für drei Jahre zu ersetzen, soweit sie
nach ihren Lebensverhältnissen dazu imstande sind.
Die Unterhaltspflichtigen haben die Kosten auch
insoweit zu ersetzen, als sie nach ihren Lebensver-
hältnissen zur Zeit der Durchführung der vollen
Erziehung dazu imstande gewesen sind.

Übertragung von Rechtsansprüchen

§ 34. Forderungen des Minderjährigen auf wie-
derkehrende Leistungen, die der Deckung seines
Unterhaltsbedarfs dienen, gehen bis zur Höhe der
Ersatzforderung auf den die volle Erziehung
gewährenden Jugendwohlfahrtsträger unmittelbar
kraft Gesetzes auf Grund einer Anzeige an den
Dritten über. Der zweite Satz des § 1395 und der
§ 1396 ABGB sind sinngemäß anzuwenden.

3. HAUPTSTÜCK

S t r a f b e s t i m m u n g e n

§ 35. (1) Die Landesgesetzgebung hat Strafbe-
stimmungen zu erlassen und deren Wirksamkeit
davon abhängig zu machen, daß die Straftat nicht
nach anderen Bestimmungen mit einer strengeren
Strafe bedroht ist.

(2) Freiheitsstrafen dürfen nicht vorgesehen wer-
den.

(3) Verwaltungsstrafen sind besonders vorzuse-
hen für

1. die unbefugte oder entgeltliche Vermittlung
von Pflegeplätzen,

2. die Aufnahme eines Pflegekindes unter
16 Jahren ohne erforderliche Pflegebewilli-
gung,

3. den Betrieb von Heimen oder sonstigen Ein-
richtungen ohne die erforderliche Bewilligung
des Jugendwohlfahrtsträgers,

4. die Unterlassung der Anzeige des Betriebes
von Einrichtungen zur Erholung und Freizeit-
gestaltung Jugendlicher (§ 23),

5. die unbefugte oder entgeltliche Vermittlung
der Annahme an Kindesstatt.

ZWEITER TEIL

Unmittelbar anzuwendendes Bundesrecht

Amtshilfe

§ 36. Die Organe des Bundes, der Länder, der
Gemeindeverbände, der Gemeinden und die Träger
der Sozialversicherung sind im Rahmen ihres
gesetzmäßigen Wirkungsbereichs dem Jugend-
wohlfahrtsträger bei der Vollziehung seiner Aufga-
ben zur Hilfe verpflichtet.

Mitteilungspflicht

§ 37. (1) Die Behörden, besonders soweit sie für
Einrichtungen zur Betreuung und zum Unterricht
von Minderjährigen zuständig sind, und die
Organe der öffentlichen Aufsicht haben den
Jugendwohlfahrtsträgern alle bekanntgewordenen
Tatsachen mitzuteilen, die zur Vollziehung der
Jugendwohlfahrt erforderlich sind.

(2) Wirkt ein Minderjähriger oder ein ihm
gegenüber Unterhaltspflichtiger im Einzelfall an
der Ermittlung seiner Einkommens- oder Vermö-
gensverhältnisse nicht ausreichend mit, so haben
die Träger der Sozialversicherung und die Arbeit-
geber auf Ersuchen des Jugendwohlfahrtsträgers
über das Versicherungs- oder Beschäftigungsver-
hältnis der Genannten Auskunft zu geben.

Befreiung von der Pflicht zur Entrichtung öffentli-
cher Abgaben

§ 38. (1) Eingaben an den Jugendwohlfahrtsträ-
ger in Angelegenheiten der Jugendwohlfahrt, aus-
genommen Anträge gemäß den §§15 Abs. 3, 22
und 24 Abs. 3, sowie Vereinbarungen gemäß § 39
sind von den Stempel- und Rechtsgebühren befreit.

(2) Die Verhandlungsschriften, Beurkundungen
und Ausfertigungen, die in den Angelegenheiten
der Jugendwohlfahrt vom Jugendwohlfahrtsträger
errichtet oder beurkundet werden, sind von den
Verwaltungsabgaben des Bundes befreit.

Vereinbarungen über die Kosten der vollen
Erziehung

§ 39. Vereinbarungen über das Tragen oder den
Ersatz von Kosten der vollen Erziehung (§ 33), die
mit dem Jugendwohlfahrtsträger geschlossen und
von ihm beurkundet werden, haben die Wirkung
eines gerichtlichen Vergleiches.

Gerichtliches Verfahren zur Bestimmung der
Kosten der vollen Erziehung

§ 40. Soweit eine Vereinbarung über das Tragen
und den Ersatz der Kosten der vollen Erziehung
(§ 33) nicht zustande kommt, entscheidet darüber,
unabhängig vom Alter des Kindes, auf Antrag des
Jugendwohlfahrtsträgers das Pflegschafts(Vor-
mundschafts)gericht im Verfahren Außerstreitsa-
chen. Der § 183 AußStrG ist hiebei sinngemäß
anzuwenden.

Anerkennung der Vaterschaft

§ 41. (1) Erklärungen über die Anerkennung der
Vaterschaft zu einem unehelichen Kind hat jeder
Jugendwohlfahrtsträger zu beurkunden und zu
beglaubigen.

(2) Der Jugendwohlfahrtsträger hat Ausfertigun-
gen der von ihm beurkundeten Erklärungen über
die Anerkennung der Vaterschaft zu einem unehe-
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lichen Kind und der ihm hiefür übergebenen
beglaubigten Erklärungen der zuständigen Perso-
nenstandsbehörde, gegebenenfalls auch dem
zuständigen Jugendwohlfahrtsträger zu übermit-
teln.

DRITTER TEIL

Schluß- und Übergangsbestimmungen

§42. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli
1989 in Kraft.

(2) Das Jugendwohlfahrtsgesetz, BGBl. Nr. 99/
1954, in der geltenden Fassung tritt, sofern es nicht
durch das Bundesgesetz über die Änderung des
Kindschaftsrechts (Kindschaftsrecht-Änderungsge-
setz — KindRÄG) außer Kraft gesetzt wird, mit
30. Juni 1989 außer Kraft.

(3) Die Ausführungsgesetze der Länder sind
innerhalb eines Jahres, vom Tag des Inkrafttretens
dieses Bundesgesetzes an gerechnet, zu erlassen.

§ 43. (Grundsatzbestimmung) Die Ausführungs-
gesetze der Länder haben die Anwendung des
neuen Rechtes auf die im Zeitpunkt seines Wirk-
samwerdens anhängigen Verfahren und Maßnah-
men vorzusehen. Für anhängige Verwaltungsstraf-
verfahren hat sich die Strafe nach dem zur Zeit der
Tat geltenden Recht zu richten, es sei denn, daß
das zur Zeit der Fällung des Bescheides in erster
Instanz geltende Recht für den Täter günstiger
wäre. Erziehungsmaßnahmen des bisherigen Rech-
tes sind je nach ihrem Inhalt in Maßnahmen zur
Unterstützung der Erziehung oder der vollen
Erziehung im Sinn dieses Bundesgesetzes überzu-
leiten.

§ 44. Das dem Bund gemäß Art. 15 Abs. 8 B-VG
zustehende Recht hat der Bundesminister für
Umwelt, Jugend und Familie auszuüben.

§ 45. (1) Mit der Vollziehung des unmittelbar
anzuwendenden Bundesrechts ist, soweit Abs. 2
nicht anderes bestimmt, die Bundesregierung
betraut.

(2) Mit der Vollziehung sind betraut
1. bezüglich des § 38 Abs. 1 der Bundesminister

für Finanzen,
2. bezüglich des § 37, soweit er die Träger der

Sozialversicherung betrifft, der Bundesmini-
ster für Arbeit und Soziales,

3. bezüglich der §§ 39 und 40 der Bundesmini-
ster für Justiz.

§ 46. In den einzelnen Ländern treten mit Wirk-
samkeitsbeginn des jeweiligen Ausführungsgesetzes
die §§ 1 bis 17, der § 18 bezüglich der Z 1, 3, 4, 6
und 7, die §§ 19 bis 35, dann die §§ 37 bis 42 des
Jugendwohlfahrtsgesetzes, BGBl. Nr. 99/1954, in
der geltenden Fassung außer Kraft.

Waldheim

Vranitzky

162. Bundesgesetz vom 15. März 1989 über
die Änderung des Kindschaftsrechts (Kind-
schaftsrecht-Änderungsgesetz — KindRÄG)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Änderungen des allgemeinen bürgerlichen Gesetz-
buchs

Das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch vom
1. Juni 1811, JGS 946, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 179/1988, wird wie folgt
geändert:

1. Nach der Überschrift zu den §§ 139 ff. wird
vor dem § 139 folgende Überschrift eingefügt:

„Name"

2. Vor dem § 140 wird folgende Überschrift ein-
gefügt:

„Unterhalt"

3. Vor dem § 144 wird folgende Überschrift ein-
gefügt:

„Obsorge"

4. Die §§ 145 bis 145 b lauten:

„§ 145. Ist ein Elternteil, dem die Obsorge für
das Kind gemeinsam mit dem anderen Elternteil
zugekommen ist, gestorben, ist sein Aufenthalt seit
mindestens sechs Monaten unbekannt, kann die
Verbindung mit ihm nicht oder nur mit unverhält-
nismäßig großen Schwierigkeiten hergestellt wer-
den oder ist ihm die Obsorge ganz oder teilweise
entzogen, so kommt sie dem anderen Elternteil
insoweit allein zu. Ist in dieser Weise der Elternteil,
dem die Obsorge allein zukommt, betroffen, so hat
das Gericht unter Beachtung des Wohles des Kin-
des zu entscheiden, ob die Obsorge ganz oder teil-
weise dem anderen Elternteil oder ob und welchem
Großelternpaar (Großelternteil) sie zukommen
soll; letzteres gilt auch, wenn beide Elternteile
betroffen sind. Die Regelungen über die Obsorge
gelten dann für dieses Großelternpaar (diesen
Großelternteil).

Auf Antrag des Elternteiles, auf den die Obsorge
nach Abs. 1 erster Satz übergegangen ist, hat das
Gericht diesen Übergang festzustellen.

§ 145 a. Solange ein Elternteil nicht voll
geschäftsfähig ist, hat er nicht das Recht und die
Pflicht, das Vermögen des Kindes zu verwalten
und das Kind zu vertreten.

§ 145 b. Soweit in einem Teilbereich die Vermö-
gensverwaltung, die Vertretung oder die Pflege
und Erziehung keiner Person zusteht, der die
Obsorge im übrigen zukommt, ist erforderlichen-
falls ein Sachwalter zu bestellen.



66. Stück — Ausgegeben am 11. April 1989 — Nr. 162 1481

Sind einzelne Handlungen der Obsorge zur
Wahrung des Wohles des Kindes dringend nötig
und liegen die Voraussetzungen des § 145 Abs. 1
erster Satz bei den Personen vor, denen bezüglich
dieser Handlungen die Obsorge zukommt oder bis
zu ihrem Tod zugekommen ist, so ist ebenfalls ein
Sachwalter zu bestellen."

5. Dem § 146 a wird unter Ersetzung des Punk-
tes durch einen Strichpunkt folgender Halbsatz
angefügt:

„die Anwendung von Gewalt und die Zufügung
körperlichen oder seelischen Leides sind unzuläs-
sig"

6. Im § 148 Abs. 1 hat die Wortfolge „ , tunlich
nach Anhörung des mindestens zehnjährigen Kin-
des und erforderlichenfalls der Bezirksverwaltungs-
behörde," zu entfallen.

7. In den §§151, 152, 153 und 175 hat jeweils
das Wort „eheliches" („ehelichen") zu entfallen.

8. Der § 163 a lautet:

„§ 163 a. Der gesetzliche Vertreter hat dafür zu
sorgen, daß die Vaterschaft festgestellt wird, es sei
denn, daß die Feststellung der Vaterschaft für das
Wohl des Kindes nachteilig ist oder die Mutter von
ihrem Recht, den Namen des Vaters nicht bekannt-
zugeben, Gebrauch macht.

Der Jugendwohlfahrtsträger hat die Mutter dar-
auf aufmerksam zu machen, welche Folgen es hat,
wenn die Vaterschaft nicht festgestellt wird."

9. Die §§ 163 b bis 164 b lauten:

„§ 163 b. Die Vaterschaft wird durch Urteil oder
durch Anerkenntnis festgestellt. Die Feststellung
der Vaterschaft wirkt gegenüber jedermann.

§ 163 c. Die Vaterschaft wird durch persönliche
Erklärung in inländischer öffentlicher oder öffent-
lich-beglaubigter Urkunde anerkannt. Das Aner-
kenntnis wirkt ab dem Zeitpunkt der Erklärung,
sofern die Urkunde oder ihre öffentlich-beglau-
bigte Abschrift dem Standesbeamten zukommt.

Das Anerkenntnis soll eine genaue Bezeichnung
des Anerkennenden, der Mutter und des Kindes,
sofern es bereits geboren ist, sowie des Zeitpunktes
der Beiwohnung enthalten.

Handlungsunfähige können die Vaterschaft
nicht anerkennen. Der beschränkt handlungsfähige
Anerkennende hat sein Anerkenntnis selbst zu
erklären; es bedarf der Einwilligung seines gesetzli-
chen Vertreters. Für diese Einwilligung gilt Abs. 1
entsprechend.

§ 163 d. Die Mutter oder das Kind können
gegen das Anerkenntnis bei Gericht Widerspruch
erheben. Der Widerspruch gegen das Anerkenntnis
kann nur innerhalb eines Jahres ab Kenntnis erho-
ben werden.

Die beschränkt handlungsfähige Mutter hat den
Widerspruch selbst zu erklären; er bedarf der Ein-
willigung ihres gesetzlichen Vertreters. Der Wider-
spruch des gesetzlichen Vertreters des bereits mün-
digen Kindes bedarf dessen Zustimmung.

§ 164. Das Gericht hat die Rechtsunwirksamkeit
des Anerkenntnisses im Verfahren außer Streitsa-
chen festzustellen, wenn gegen das Anerkenntnis
Widerspruch erhoben wurde, bereits eine Vater-
schaft zu dem Kind festgestellt ist, das Anerkennt-
nis den Formvorschriften nicht entspricht, zu unbe-
stimmt ist, ein Geschäftsunfähiger die Vaterschaft
anerkannt hat oder ein beschränkt Geschäftsfähiger
die Vaterschaft ohne Zustimmung seines gesetzli-
chen Vertreters anerkannt hat, es sei denn, diese
Zustimmung ist nachträglich erklärt worden oder
der Anerkennende hat nach Erlangung der Eigen-
berechtigung das Anerkenntnis gebilligt.

§ 164 a. Die in den §§ 163 c bis 164 angeführten
Einwilligungen und Vertretungshandlungen des
gesetzlichen Vertreters bedürfen keiner gerichtli-
chen Genehmigung.

§164b. Die Rechtsunwirksamkeit des Aner-
kenntnisses ist auf Klage des Anerkennenden gegen
das Kind festzustellen, wenn der Anerkennende
beweist, daß sein Anerkenntnis durch List, unge-
rechte und gegründete Furcht oder Irrtum darüber
veranlaßt worden ist, daß er der Mutter innerhalb
der gesetzlichen Empfängniszeit beigewohnt hat,
oder daß solche Umstände vorliegen, die die Ver-
mutung seiner Vaterschaft entkräften und die er
zur Zeit der Anerkennung nicht gekannt hat. Die
Klage kann nur binnen Jahresfrist nach Entdek-
kung der Täuschung, des Irrtums oder der genann-
ten Umstände oder nach Wegfall der Zwangslage
erhoben werden."

10. Der § 164 c wird wie folgt geändert:

a) Der Abs. 1 Z 2 lautet:

„2. dem Mann, dessen Anerkenntnis wegen eines
Widerspruchs unwirksam geworden ist, gegen das
Kind;"

b) Der Abs. 2 wird aufgehoben.

11. Nach § 164 c wird folgender § 164 d einge-
fügt:

„§ 164 d. Die in den §§ 163 c bis 164 c angeführ-
ten Rechtshandlungen können auch von den
Rechtsnachfolgern der genannten Personen oder
gegen diese gesetzt werden."

12. Im § 165 a Abs. 1 und 2 hat jeweils die Wort-
folge „ , dessen Vaterschaft festgestellt ist" zu ent-
fallen, im Abs. 1 überdies der Beistrich am Ende
dieser Wortfolge.

13. Die §§ 166 und 167 lauten:

„§ 166. Die Obsorge für das uneheliche Kind
kommt der Mutter allein zu. Im übrigen gelten,

124
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soweit nicht anderes bestimmt ist, die das eheliche
Kind betreffenden Bestimmungen über den Unter-
halt und die Obsorge auch für das uneheliche Kind.

§ 167. Das Gericht hat auf gemeinsamen Antrag
der Eltern zu verfügen, daß ihnen beiden die
Obsorge für das Kind zukommt, wenn die Eltern
mit dem Kind in dauernder häuslicher Gemein-
schaft leben und diese Verfügung für das Wohl des
Kindes nicht nachteilig ist. Hebt ein Elternteil die
häusliche Gemeinschaft nicht bloß vorübergehend
auf, so ist § 177 Abs. 1 und 2 entsprechend anzu-
wenden."

14. Der bisherige § 167 erhält die Bezeichnung
„§ 168". Der bisherige § 168 wird aufgehoben.

15. Der § 170 wird aufgehoben.

16. Der § 172 samt Überschrift lautet:

„Erlöschen der Obsorge

§ 172. Die Obsorge für das Kind erlischt mit dem
Eintritt seiner Volljährigkeit."

17. Die §§ 173 und 174, deren Überschrift unver-
ändert bleibt, lauten:

„§ 173. Das Gericht hat von Amts wegen oder
auf Antrag des Vaters, der Mutter oder des gesetz-
lichen Vertreters die Minderjährigkeit des Kindes
noch vor dem Eintritt der Volljährigkeit zu verlän-
gern, wenn es, besonders infolge merkbar verzöger-
ter Entwicklung, seine Angelegenheiten nicht ohne
Gefahr eines Nachteils für sich selbst zu besorgen
vermag.

Ein Recht auf Anhörung haben die Eltern sowie
die Personen, die das Recht auf gesetzliche Vertre-
tung des Kindes haben, falls sie nicht selbst den
Antrag gestellt haben, und das Kind. Die Anhörung
der Genannten, außer des Kindes, entfällt, wenn sie
nicht oder nur mit unverhältnismäßig großen
Schwierigkeiten durchgeführt werden könnte.

Die verlängerte Minderjährigkeit endet mit der
Vollendung des einundzwanzigsten Lebensjahres.

§ 174. Das Gericht hat mit Zustimmung des min-
derjährigen Kindes auf Antrag des Vaters, der
Mutter oder des gesetzlichen Vertreters oder auf
Antrag des Kindes selbst dessen Minderjährigkeit
zu verkürzen (Volljährigerklärung), wenn das Kind
das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat und zur
selbständigen und gehörigen Besorgung seiner
Angelegenheiten reif erscheint.

Ein Recht auf Anhörung haben die Eltern sowie
die Personen, die das Recht auf gesetzliche Vertre-
tung des Kindes haben, falls sie nicht selbst den
Antrag gestellt haben. Die Anhörung entfällt, wenn
sie nicht oder nur mit unverhältnismäßig großen
Schwierigkeiten durchgeführt werden könnte."

18. Der § 176 samt Überschrift wird wie folgt
geändert:

a) Die Überschrift lautet:

„Entziehung oder Einschränkung der Obsorge"

b) Der Abs. 1 erster und zweiter Satz lautet:

„Gefährden die Eltern durch ihr Verhalten das
Wohl des minderjährigen Kindes, so hat das
Gericht, von wem immer es angerufen wird, die zur
Sicherung des Wohles des Kindes nötigen Verfü-
gungen zu treffen; eine solche Verfügung kann auf
Antrag eines Elternteils auch ergehen, wenn die
Eltern in einer wichtigen Angelegenheit des Kindes
kein Einvernehmen erzielen. Besonders darf das
Gericht die Obsorge für das Kind ganz oder teil-
weise, auch gesetzlich vorgesehene Einwilligungs-
und Zustimmungsrechte, entziehen."

c) Der Abs. 3 wird aufgehoben.

19. Nach dem § 176 werden folgende §§ 176 a
und 176 b eingefügt:

„§ 176 a. Ist das Wohl des Kindes gefährdet und
deshalb die gänzliche Entfernung aus seiner bishe-
rigen Umgebung gegen den Willen der Erziehungs-
berechtigten notwendig und ist seine Unterbrin-
gung bei Verwandten oder anderen geeigneten
nahestehenden Personen nicht möglich, so hat das
Gericht die Obsorge für das Kind dem Jugend-
wohlfahrtsträger ganz oder teilweise zu übertragen.
Der Jugendwohlfahrtsträger darf deren Ausübung
Dritten übertragen.

§ 176 b. Durch eine Verfügung nach den §§ 176
und 176 a darf das Gericht die Obsorge nur so weit
beschränken, als dies zur Sicherung des Wohles des
Kindes nötig ist."

20. Der § 177 wird wie folgt geändert:

a) Im Abs. 1 wird die Wortfolge „alle aus den
familienrechtlichen Beziehungen zwischen Eltern
und minderjährigen Kindern erfließenden rein per-
sönlichen Rechte und Pflichten (§ 144) allein zuste-
hen sollen" durch die Wortfolge „die Obsorge für
das Kind allein zukommen soll" ersetzt.

b) Im Abs. 2 wird die Wortfolge „bezeichneten
Rechte und Pflichten künftig allein zustehen"
durch die Wortfolge „Obsorge für das Kind künf-
tig allein zukommt" ersetzt; der letzte Satz wird
aufgehoben.

c) Der Abs. 3 lautet:

„Der § 167 gilt entsprechend."

21. Der § 178, dessen Überschrift unverändert
bleibt, lautet:

„§ 178. Soweit einem Elternteil die Obsorge
nicht zukommt, hat er, außer dem Recht auf per-
sönlichen Verkehr, das Recht, von außergewöhnli-
chen Umständen, die die Person des Kindes betref-
fen, und von beabsichtigten Maßnahmen zu den im
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§ 154 Abs. 2 und 3 genannten Angelegenheiten von
demjenigen, dem die Obsorge zukommt, rechtzei-
tig verständigt zu werden und sich zu diesen, wie
auch zu anderen wichtigen Maßnahmen, in ange-
messener Frist zu äußern; dem Vater eines uneheli-
chen Kindes, dem die Obsorge nie zugekommen
ist, steht dieses Recht nur bezüglich wichtiger Maß-
nahmen der Pflege und Erziehung zu. Diese Äuße-
rung ist zu berücksichtigen, wenn der darin ausge-
drückte Wunsch dem Wohl des Kindes besser ent-
spricht.

Würde die Wahrnehmung dieser Mindestrechte
das Wohl des Kindes ernstlich gefährden, so hat
das Gericht sie einzuschränken oder zu entziehen."

22. Nach dem § 178 a wird folgender § 178 b
samt Überschrift eingefügt:

„Berücksichtigung der Meinung des Kindes

§ 178 b. Vor Verfügungen, die die Pflege oder
Erziehung eines Kindes betreffen, hat das Gericht
das Kind tunlichst persönlich zu hören; ein noch
nicht zehnjähriges Kind kann auch durch den Ju-
gendwohlfahrtsträger oder in anderer geeigneter
Weise befragt werden. Das Kind ist nicht zu hören,
wenn durch die Befragung oder durch einen Auf-
schub der Verfügung das Wohl des Kindes gefähr-
det wäre oder im Hinblick auf das Alter oder die
Entwicklung des Kindes eine Meinungsäußerung
nicht zu erwarten ist."

23. Der § 181 Abs. 1 lautet:

„Die Bewilligung darf nur erteilt werden, wenn
folgende Personen der Annahme zustimmen:

1. die Eltern des minderjährigen Wahlkindes;
2. der Ehegatte des Annehmenden;
3. der Ehegatte des Wahlkindes."

24. Der§ 181 a lautet:

„§ 181 a. Ein Recht auf Anhörung haben:
1. das nicht eigenberechtigte Wahlkind ab dem

vollendeten fünften Lebensjahr, außer es hat
bereits seit diesem Zeitpunkt beim Annehmen-
den gelebt;

2. die Eltern des volljährigen Wahlkindes;
3. die Pflegeeltern oder der Leiter des Heimes,

in dem sich das Wahlkind befindet;
4. der Jugendwohlfahrtsträger.

Das Anhörungsrecht eines im Abs. 1 genannten
Berechtigten entfällt, wenn er als gesetzlicher Ver-
treter des Wahlkindes den Annahmevertrag
geschlossen hat; ferner, wenn er nicht oder nur mit
unverhältnismäßigen Schwierigkeiten gehört wer-
den könnte."

25. Der § 186 samt Überschrift lautet:

„2. Das Pflegeverhältnis

§ 186. Pflegeeltern üben ihre Rechte auf Grund
einer Ermächtigung durch die unmittelbar Erzie-
hungsberechtigten (§ 137 a) oder durch den
Jugendwohlfahrtsträger (§ 176 a) aus.

Pflegeeltern haben das Recht, in den die Person
des Kindes betreffenden Vormundschafts- und
Pflegschaftsverfahren Anträge zu stellen."

26. Nach § 186 wird folgener § 186 a eingefügt:

„§ 186 a. Das Gericht hat Pflegeeltern auf ihren
Antrag die Obsorge für das Kind ganz oder teil-
weise zu übertragen, wenn eine dem Verhältnis
zwischen leiblichen Eltern und Kindern nahekom-
mende Beziehung besteht, das Pflegeverhältnis
nicht nur für kurze Zeit beabsichtigt ist und die
Übertragung dem Wohl des Kindes entspricht. Die
Regelungen über die Obsorge gelten dann für die
Pflegeeltern.

Haben die Eltern oder Großeltern die Obsorge
oder haben sie diese gehabt und stimmen sie der
Übertragung nicht zu, so darf diese nur verfügt
werden, wenn ohne sie das Wohl des Kindes
gefährdet wäre.

Die Übertragung ist aufzuheben, wenn dies dem
Wohl des Kindes entspricht. Gleichzeitig hat das
Gericht unter Beachtung des Wohles des Kindes
auszusprechen, auf wen die Obsorge übergeht.

Das Gericht hat vor seiner Entscheidung die
Eltern, den gesetzlichen Vertreter, weitere Erzie-
hungsberechtigte, den Jugendwohlfahrtsträger und
jedenfalls das bereits zehnjährige Kind zu hören.
§ 181 a Abs. 2 gilt sinngemäß."

27. Der § 187 erster Satz lautet:

„Einem Minderjährigen ist ein Vormund zu
bestellen, wenn nicht wenigstens einer Person die
beschränkte gesetzliche Vertretung im Rahmen der
Obsorge zusteht."

27 a. Der § 193 Abs. 2 lautet:
„Der Zustimmung nach Abs. 1 bedarf es nicht,

wenn der andere Ehegatte unbekannten Aufenthal-
tes oder nicht nur vorübergehend zu einer verstän-
digen Äußerung unfähig ist."

28. Der § 198, dessen Überschrift unverändert
bleibt, lautet:

„§ 198. Ist letztwillig kein oder kein geeigneter
Vormund für ein Kind berufen worden, so ist der
nächste geeignete Verwandte zum Vormund zu
bestellen."

29. Der § 205 erster Halbsatz lautet:

„Jeder Vormund muß mit Handschlag geloben,"

30. Die §§211 bis 215 samt Überschrift lauten:

„Aufgaben des Jugendwohlfahrtsträgers

§211. Wird ein Kind im Inland geboren und
kommen die Vermögenswaltung sowie die Vertre-
tung keinem Elternteil zu oder wird ein minderjäh-
riges Kind im Inland gefunden und sind dessen
Eltern unbekannt, so ist der Jugendwohlfahrtsträ-
ger bis zu einer anderen Entscheidung des Gerich-
tes Vormund des Kindes.
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§ 212. Der Jugendwohlfahrtsträger hat, soweit es
nach den Umständen geboten scheint, den gesetzli-
chen Vertreter eines im Inland geborenen Kindes
innerhalb angemessener Frist nach der Geburt über
die elterlichen Rechte und Pflichten, besonders
über den Unterhaltsanspruch des Kindes, gegebe-
nenfalls auch über die Feststellung der Vaterschaft,
in Kenntnis zu setzen und ihm für die Wahrneh-
mung der Rechte des Kindes seine Hilfe anzubie-
ten.

Für die Festsetzung oder Durchsetzung der
Unterhaltsansprüche des Kindes sowie gegebenen-
falls für die Feststellung der Vaterschaft ist der
Jugendwohlfahrtsträger Sachwalter des Kindes,
wenn die schriftliche Zustimmung des gesetzlichen
Vertreters vorliegt.

Für andere Angelegenheiten ist der Jugendwohl-
fahrtsträger Sachwalter des Kindes, wenn er sich
zur Vertretung bereit erklärt und die schriftliche
Zustimmung des gesetzlichen Vertreters vorliegt.

Durch die Vertretungsbefugnis des Jugendwohl-
fahrtsträgers wird die Vertretungsbefugnis des son-
stigen gesetzlichen Vertreters nicht eingeschränkt,
jedoch gilt § 154 a sinngemäß. Der Jugendwohl-
fahrtsträger und der sonstige gesetzliche Vertreter
haben einander über ihre Vertretungshandlungen
in Kenntnis zu setzen.

Die Vertretungsbefugnis des Jugendwohlfahrts-
trägers endet, wenn der gesetzliche Vertreter seine
Zustimmung schriftlich widerruft, der Jugendwohl-
fahrtsträger seine Erklärung nach Abs. 3 zurück-
nimmt oder das Gericht den Jugendwohlfahrtsträ-
ger auf dessen Antrag als Sachwalter enthebt, weil
er zur Wahrung der Rechte und zur Durchsetzung
der Ansprüche des Kindes nach Lage des Falles
nichts mehr beizutragen vermag.

§ 213. Ist einem Minderjährigen ein Vormund
oder ein Sachwalter zu bestellen und läßt sich eine
hiefür geeignete Person nicht finden, so hat das
Gericht den Jugendwohlfahrtsträger zu bestellen.

§214. Die §§203, 205, 206, 216 Abs. 2, 237
zweiter Satz, 266 und 267 gelten für den Jugend-
wohlfahrtsträger nicht. Dieser ist vor der Anlegung
des Vermögens eines Minderjährigen nur im Fall
des §230 e verpflichtet, die Zustimmung des
Gerichtes einzuholen.

Der Jugendwohlfahrtsträger bedarf zu Klagen
auf Feststellung der Vaterschaft und Leistung des
Unterhalts sowie zum Abschluß von Vereinbarun-
gen über die Höhe gesetzlicher Unterhaltsleistun-
gen nicht der Genehmigung des Gerichtes. Verein-
barungen über die Leistung des Unterhalts eines
Minderjährigen, die vor dem Jugendwohlfahrtsträ-
ger oder von ihm geschlossen und von ihm beur-
kundet werden, haben die Wirkung eines gerichtli-
chen Vergleiches.

Der Jugendwohlfahrtsträger hat Personen, die
ein Kind pflegen und erziehen oder gesetzlich ver-

treten, über seine Vertretungstätigkeit bezüglich
dieses Kindes Auskünfte zu erteilen, soweit das
Wohl des Kindes hiedurch nicht gefährdet wird.

§ 215. Der Jugendwohlfahrtsträger hat die zur
Wahrung des Wohles eines Minderjährigen erfor-
derlichen gerichtlichen Verfügungen im Bereich
der Obsorge zu beantragen. Bei Gefahr im Verzug
kann er die erforderlichen Maßnahmen der Pflege
und Erziehung als Sachwalter vorläufig mit Wirk-
samkeit bis zur gerichtlichen Entscheidung selbst
treffen, wenn er unverzüglich, jedenfalls aber
innerhalb von acht Tagen, die erforderlichen
gerichtlichen Verfügungen beantragt.

Der Jugendwohlfahrtsträger ist erforderlichen-
falls vor Verfügungen, die die Pflege und Erzie-
hung eines Minderjährigen betreffen, zu hören, es
sei denn, daß durch den damit verbundenen Auf-
schub der Verfügung das Wohl des Kindes gefähr-
det wäre. Auf Ersuchen des Gerichtes hat der
Jugendwohlfahrtsträger bei der Befragung eines
Kindes mitzuwirken oder eine solche selbst vorzu-
nehmen."

31. Nach § 215 wird folgender § 215 a eingefügt:

„§ 215 a. Sofern nicht anderes angeordnet ist, fal-
len die Aufgaben dem Jugendwohlfahrtsträger zu,
in dessen Sprengel der Minderjährige seinen
gewöhnlichen Aufenthalt, mangels eines solchen im
Inland seinen Aufenthalt hat. Wechselt der Minder-
jährige seinen Aufenthalt in den Sprengel eines
anderen Jugendwohlfahrtsträgers, so kann der
Jugendwohlfahrtsträger seine Aufgaben dem ande-
ren mit dessen Zustimmung übertragen. Hievon ist
das Gericht zu verständigen, wenn es mit Angele-
genheiten des Minderjährigen bereits befaßt war."

32. Der § 216 Abs. 1 lautet:

„Stehen die Pflege und Erziehung eines Minder-
jährigen keiner Person zu, der die Obsorge
zukommt, so stehen sie dem Vormund zu."

33. Der § 244 samt Überschrift wird aufgehoben.

34. Der § 250 samt Überschrift lautet:

,,b) durch das Aufleben der Befugnisse der Eltern

§ 250. Die Vormundschaft endet auch, wenn
einer Person, der die Obsorge zukommt, die Ver-
mögensverwaltung und die Vertretung, wenn auch
nur in Teilbereichen, zustehen; im zweiten Fall des
§ 211 endet die Vormundschaft überdies, wenn ein
solcher Elternteil auftritt."

35. Der § 251 zweiter und dritter Satz wird auf-
gehoben.

36. In der Überschrift zum § 253 entfallen die
Worte „die ämtliche oder angesuchte". Die Über-
schriften zu den §§ 254 und 257 werden aufgeho-
ben.

37. Der § 268 samt Überschrift wird aufgehoben.
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38. Der § 754 Abs. 2 zweiter Satz wird aufgeho-
ben.

39. Im §788 letzter Halbsatz wird das Wort
„großjährigen" durch das Wort „volljährigen"
ersetzt.

Artikel II

Änderungen des Gesetzes über das gerichtliche Ver-
fahren in Rechtsangelegenheiten außer Streitsachen

Das Gesetz über das gerichtliche Verfahren in
Rechtsangelegenheiten außer Streitsachen vom
9. August 1854, RGBl. Nr. 208, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 425/1988, wird
wie folgt geändert:

1. Im § 51 entfällt das Wort „ehelichen".

2. Der § 183 samt Überschrift lautet:

„Auskunft in Unterhaltssachen

§ 183. Personen, deren Einkommen oder Vermö-
gen für die Entscheidung über den Unterhaltsan-
spruch eines Minderjährigen von Belang ist, haben
dem Gericht auf dessen Verlangen die erforderli-
chen Auskünfte zu geben und deren Überprüfung
zu ermöglichen.

Kommt jemand den im vorstehenden Absatz
angeführten Pflichten nicht nach, so kann das
Gericht dessen Arbeitgeber und erforderlichenfalls
die in Betracht kommenden Träger der Sozialversi-
cherung um Auskunft über das Beschäftigungs-
oder Versicherungsverhältnis des Betreffenden
ersuchen. In gleicher Weise kann das Gericht die
Finanzämter um Auskunft über die für die Besteue-
rung des Einkommens oder des Vermögens des
Betreffenden maßgebenden Tatsachen ersuchen.

Der vorstehende Absatz gilt auch für Anfragen
des Pflegschaftsgerichts, die der Durchsetzung von
Unterhaltsansprüchen Minderjähriger oder Pflege-
befohlener durch den gesetzlichen Vertreter die-
nen.

Das Ersuchen hat sich auf die für den Unter-
haltsanspruch maßgebenden Tatsachen zu
beschränken. Die Ersuchten sind zur Auskunftser-
teilung verpflichtet."

3. Der § 184 lautet:

„§ 184. Der Jugendwohlfahrtsträger als gesetzli-
cher Vertreter hat die im § 183 dem Gericht einge-
räumten Auskunftsrechte, ausgenommen das in
dessen Abs. 2 letzter Satz genannte Recht."

4. Der § 186, dessen Überschrift unverändert
bleibt, lautet:

„§ 186. Das Gericht hat dem gesetzlichen Ver-
treter eines Minderjährigen oder Pflegebefohlenen
bei der Festsetzung oder Hereinbringung des
Unterhaltsanspruches, soweit es erforderlich ist,
Hilfe zu leisten oder ihn anzuleiten. Dies gilt auch,

wenn der Jugendwohlfahrtsträger gesetzlicher Ver-
treter ist."

5. Im § 259 werden die Worte „die Bezirksver-
waltungsbehörde" durch die Worte „der Jugend-
wohlfahrtsträger" ersetzt.

6. Die §§ 261 bis 262 a lauten:

„§ 261. Das Gericht hat eine Niederschrift über
das Anerkenntnis der Vaterschaft aufzunehmen.

Die Niederschrift hat zu enthalten
1. die ausdrückliche Anerkennung der Vater-

schaft,
2. Vornamen und den Familiennamen, gegebe-

nenfalls den Geschlechtsnamen, den Geburts-
tag und -ort, die Staatsangehörigkeit, den
Beruf, den Wohnort und die Zugehörigkeit
zu einer gesetzlich anerkannten Kirche oder
Religionsgesellschaft sowie tunlichst einen
Hinweis auf den Geburtseintrag des Anerken-
nenden und, soweit bekannt,

3. die in Zl angeführten Angaben über das
Kind und seine Mutter sowie

4. Angaben über den Zeitpunkt der Beiwoh-
nung.

Das Gericht hat eine Ausfertigung der Nieder-
schrift dem Standesbeamten zu übersenden.

§ 262. Im Verfahren über die Feststellung der
Rechtsunwirksamkeit eines Anerkenntnisses der
Vaterschaft sind das Kind, die Mutter und der
Anerkennende sowie der bereits festgestellte Vater,
gegebenenfalls deren Rechtsnachfolger, Parteien.

§ 262 a. Der Beschluß, mit dem die Rechtsun-
wirksamkeit eines Anerkenntnisses der Vaterschaft
zu einem unehelichen Kind festgestellt wird, ist zu
begründen. Er muß außer dem Ausspruch über die
Rechtsunwirksamkeit des Anerkenntnisses auch die
Angaben des § 261 Abs. 2 enthalten."

Artikel III

Änderungen des Unterhaltsvorschußgesetzes

Das Unterhaltsvorschußgesetz 1985, BGBl.
Nr. 451/1985, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 645/1987, wird wie folgt geän-
dert:

1. Der §2 Abs. 2 Z 2 lautet:

„2. auf Grund einer Maßnahme der Sozialhilfe
oder der vollen Erziehung nach dem öffentli-
chen Jugendwohlfahrtsrecht in einer Pflegefa-
milie, in einem Heim oder in einer sonstigen
Einrichtung untergebracht ist."

2. Der § 9 Abs. 2 und 3 lautet:

„(2) Der Jugendwohlfahrtsträger wird mit der
Zustellung des Beschlusses, mit dem Vorschüsse
gewährt werden, Sachwalter des minderjährigen
Kindes zur Durchsetzung der Unterhaltsansprüche.
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(3) Die Einstellung der Vorschüsse ist kein
Grund zur Beendigung der Sachwalterschaft nach
Abs. 2. Im Fall der Vorschußgewährung bloß nach
§ 4 2 2 oder 3 ist der Jugendwohlfahrtsträger zu
entheben, wenn er zur Durchsetzung des Unter-
haltsanspruchs des Kindes nach der Lage des Falles
nichts beizutragen vermag."

3. Im § 13 Abs. 1 Z 5 werden die Worte „der
Bezirksverwaltungsbehörde" durch die Worte
„dem Jugendwohlfahrtsträger" ersetzt.

4. Der § 14 lautet:

„§ 14. Der Beschluß, mit dem die Vorschüsse
bewilligt werden, ist dem Kind, dem Jugendwohl-
fahrtsträger, soweit er das Kind nicht ohnedies ver-
tritt, dem Unterhaltsschuldner, dem Präsidenten
des Oberlandesgerichts und dem Zahlungsempfän-
ger zuzustellen."

5. In den §§ 26 Abs. 2 und 31 Abs. 2 werden die
Worte „die Bezirksverwaltungsbehörde" durch die
Worte „den Jugendwohlfahrtsträger" ersetzt.

6. Im § 27 Abs. 1 und 3 werden die Worte „die
Bezirksverwaltungsbehörde" durch die Worte „der
Jugendwohlfahrtsträger" ersetzt.

7. Der § 27 Abs. 2 lautet:

„(2) Der Jugendwohlfahrtsträger hat die von ihm
hereingebrachten Unterhaltsbeiträge, soweit aus
ihnen die Forderung des Bundes auf Rückzahlung
der Vorschüsse zu befriedigen ist, monatlich dem
Präsidenten des Oberlandesgerichts samt einer den
Unterhaltsschuldner betreffenden Aufstellung zu
übermitteln. Sind die gewährten Vorschüsse zur
Gänze zurückgezahlt oder ist die gesetzliche Ver-
tretung des Jugendwohlfahrtsträgers beendet, so
hat dieser dem Präsidenten des Oberlandesgerichts
eine Schlußabrechnung zu übersenden."

8. Im § 30 werden die Worte „der Bezirksverwal-
tungsbehörde" durch die Worte „des Jugendwohl-
fahrtsträgers" ersetzt.

9. Der § 32 lautet:

„§ 32. Der Präsident des Oberlandesgerichts hat
die im § 183 AußStrG dem Gericht eingeräumten
Auskunftsrechte, ausgenommen das in dessen
Abs. 2 letzter Satz genannte Recht."

10. Nach § 34 wird folgender § 34 a samt Über-
schrift eingefügt:

„Automationsunterstützter
Datenverkehr

§ 34 a. (1) Zum Zweck der Aus- und Rückzah-
lung der Unterhaltsvorschüsse dürfen folgende
Daten zwischen den Präsidenten der Oberlandes-
gerichte und den Jugendwohlfahrtsträgern mittels
maschinell lesbarer Datenträger oder im Weg der
Datenfernverarbeitung übermittelt werden:

1. die Bezeichnung des Falles,

2. Name, Geburtsdatum, Geburtsort, Beruf und
Anschrift des Kindes, des Zahlungsempfän-
gers, des gesetzlichen Vertreters, der Pflege-
person und des Unterhaltsschuldners sowie
dessen Sozialversicherungsnummer,

3. die Bezeichnung des Vorganges, die Höhe
des Betrages und der jeweils aushaftende Vor-
schußbetrag.

(2) Zur Übermittlung nach dem Abs. 1 kann das
Bundesrechenamt herangezogen werden."

11. Der §36, dessen Überschrift unverändert
bleibt, lautet:

„§ 36. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesge-
setzes ist, soweit Abs. 2 nicht anderes bestimmt, der
Bundesminister für Justiz betraut.

(2) Mit der Vollziehung sind betraut:
1. des § 17 Abs. 1 und des § 33 der Bundesmini-

ster für Justiz im Zusammenwirken mit dem
Bundesminister für Umwelt, Jugend und
Familie und mit dem Bundesminister für
Finanzen,

2. des § 32 hinsichtlich der Auskunftserteilung
durch die Träger der Sozialversicherung der
Bundesminister für Arbeit und Soziales im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Justiz und

3. des § 34 a Abs. 2 der Bundesminister für
Justiz im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
ster für Finanzen."

Artikel IV

Änderungen des Personenstandsgesetzes

Das Personenstandsgesetz, BGBl. Nr. 60/1983,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 162/1987, wird wie folgt geändert:

1. Die §§53 und 54 lauten:

„Befugnis zur Beurkundung und Beglaubigung

§ 53. (1) Der Standesbeamte hat zu beurkunden
und zu beglaubigen

1. die Erklärung über die Anerkennung der
Vaterschaft;

2. die Erklärung, durch die der Ehemann dem
unehelichen Kind seiner Ehefrau oder durch die
der Vater, dessen Vaterschaft festgestellt ist, seinem
unehelichen Kind den Familiennamen gibt, und die
Erklärungen über die Zustimmung zur Namensge-
bung;

3. die Einwilligung des gesetzlichen Vertreters
und der Erziehungsberechtigten zur Eheschließung
einer Person, die nicht voll geschäftsfähig ist;

4. die Erklärungen der Verlobten über die
Bestimmung ihres nach der Eheschließung zu füh-
renden Familiennamens;
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5. die Erklärung, durch die ein geschiedener
Ehegatte einen früheren Familiennamen wieder
annimmt oder durch die ein geschiedener Ehegatte
dem anderen die Führung seines Familiennamens
untersagt;

6. Erklärungen, die für den Eintritt der namens-
rechtlichen Wirkungen einer Legitimation in
bestimmten Fällen erforderlich sind;

7. sonstige Erklärungen, die für die vollständige
Eintragung eines Personenstandsfalles erforderlich
sind.

(2) Die österreichischen Vertretungsbehörden im
Ausland haben die im Abs. 1 Z 1 angeführte Erklä-
rung, wenn der Anerkennende oder das Kind eine
im § 2 Abs. 2 angeführte Person ist, zu beurkunden
und zu beglaubigen, die im Abs. 1 Z 2 bis 6 ange-
führten Erklärungen zu beglaubigen.

(3) In anderen Rechtsvorschriften eingeräumte
Befugnisse der Gerichte, Verwaltungsbehörden
und Notare zur Beurkundung und Beglaubigung
der im Abs. 1 Z 1 bis 6 angeführten Erklärungen
bleiben unberührt.

Entgegennahme von Erklärungen

§ 54. (1) Werden die im § 53 Abs. 1 Z 1, 2, 5 und
6 angeführten Erklärungen nicht vor dem zuständi-
gen Standesbeamten abgegeben, sind sie diesem in
öffentlicher oder öffentlich beglaubigter Urkunde
zu übermitteln.

(2) Zuständig ist für die im § 53 Abs. 1 Z 1, 2 und
6 angeführten Erklärungen die Personenstandsbe-
hörde, in deren Geburtenbuch die Geburt des Kin-
des (Z 1 und 2) oder des legitimierten Kindes (Z 6),
für die in § 53 Abs. 1 Z 5 angeführte Erklärung die
Personenstandsbehörde, in deren Ehebuch die Ehe
eingetragen ist. Ist die Geburt oder die Ehe nicht in
einem inländischen Geburtenbuch oder Ehebuch
eingetragen, ist die Gemeinde Wien zuständig.

(3) Die Übermittlung obliegt, sofern nicht ande-
res angeordnet ist, der Person, die die Erklärung
abgibt. Die Personenstandsbehörden und die öster-
reichischen Vertretungsbehörden im Ausland
haben Ausfertigungen der von ihnen beurkundeten
oder ihnen hiefür übergebene beglaubigte Erklä-
rungen nach § 53 Abs. 1 Z 1 der nach Abs. 2
zuständigen Personenstandsbehörde zu übermit-
teln.

(4) Die nach Abs. 2 zur Entgegennahme einer
Erklärung nach § 53 Abs. 1 Z 1 zuständige Perso-
nenstandsbehörde hat die Widerspruchsberechtig-
ten vom Anerkenntnis zu verständigen und auf ihr
Widerspruchsrecht hinzuweisen.

(5) Die nach Abs. 2 zur Entgegennahme einer
Erklärung nach § 53 Abs. 1 Z 6 zuständige Perso-
nenstandsbehörde hat die Zustimmungsberechtig-
ten vom Eintritt der Legitimation zu verständigen
und auf ihr Zustimmungsrecht hinzuweisen."

2. Der § 75 Z 1 und 2 lautet:

„1. hinsichtlich der §§ 1, 21, 29, 38, 42 bis 47, 50,
53 Abs. 1 und 3 sowie 54 der Bundesminister für
Inneres im Einvernehmen mit dem Bundesminister
für Justiz,

2. hinsichtlich des § 53 Abs. 2 der Bundesminister
für auswärtige Angelegenheiten im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Inneres und dem Bun-
desminister für Justiz,"

Artikel V

Änderung des Rechtspflegergesetzes

Das Bundesgesetz betreffend die Besorgung
gerichtlicher Geschäfte durch Rechtspfleger
(Rechtspflegergesetz — RPflG), BGBl. Nr. 560/
1985, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 645/1987, wird wie folgt geändert *):

In § 19 Abs. 2 Z 8 werden der Buchst. c aufgeho-
ben und am Ende des Buchst. b der Beistrich durch
einen Strichpunkt ersetzt.

Artikel VI

Schluß- und Übergangsbestimmungen

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1989
in Kraft.

(2) Verordnungen können von dem der Kund-
machung folgenden Tag an erlassen werden. Sie
treten frühestens mit 1. Juli 1989 in Kraft.

§ 2. Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
treten der Zweite Teil und der § 42 Abs. 2 des
Jugendwohlfahrtsgesetzes, BGBl. Nr. 99/1954, in
der geltenden Fassung außer Kraft.

§ 3. (1) Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesge-
setzes werden die bestehenden gesetzlichen Amts-
vormundschaften beendet, soweit nicht §211
ABGB in der Fassung dieses Bundesgesetzes Vor-
mundschaften vorsieht.

(2) Bestehende gesetzliche Amtsvormundschaf-
ten werden zu Sachwalterschaften nach § 212
Abs. 2 ABGB in der Fassung dieses Bundesgesetzes.

§ 4. (1) Die bestellten Amtsvormundschaften
(Amtssachwalterschaften) gelten als Vormund-
schaften (Sachwalterschaften) nach § 213 ABGB in
der Fassung dieses Bundesgesetzes.

(2) Gesetzliche Amtssachwalterschaften nach
dem Jugendwohlfahrtsgesetz, BGBl. 99/1954, in
der geltenden Fassung sind bei Vorliegen von des-
sen Voraussetzungen als gesetzliche Sachwalter-
schaften nach § 215 Abs. 1 zweiter Satz ABGB in
der Fassung dieses Bundesgesetzes fortzuführen.

§ 5. Die Voraussetzungen und das Verfahren für
das Wirksamwerden oder Unwirksamwerden von
Vaterschaftsanerkenntnissen, über die die Nieder-
schrift vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes

*) Berichtigt gemäß Kundmachung BGBl. Nr. 251/
1989
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aufgenommen worden ist, bestimmen sich nach
dem bisher geltenden Recht, es sei denn, das Aner-
kenntnis wäre nach diesem Bundesgesetz rechts-
wirksam. Für Klagen nach §§ 164 a ABGB und
164 b Abs. 2 zweiter Satz ABGB, die vor dem
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes eingebracht
worden sind, gelten die bisherigen Vorschriften.

§ 6. Ist für ein minderjähriges uneheliches Kind
vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes ein
Vormund bestellt worden, so erlischt dessen Amt
mit diesem Zeitpunkt, wenn dieses Bundesgesetz
für die gesetzliche Vertretung des Kindes anderes
vorsieht.

§ 7. Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
erlöschen die Mitvormundschaften.

§ 8. Pflegeverträge, die nach § 186 ABGB in der
bisherigen Fassung vor dem Inkrafttreten dieses
Bundesgesetzes gerichtlich bestätigt worden sind,
bleiben unberührt.

§ 9. Die gerichtliche Anordnung einer Erzie-
hungsmaßnahme nach dem bisherigen Jugendwohl-
fahrtsrecht gilt als Verfügung nach § 176 ABGB, ist
aber das Kind dadurch gänzlich aus seiner bisheri-
gen Umgebung entfernt worden, als Verfügung
nach dem § 176 a ABGB in der Fassung dieses Bun-
desgesetzes.

§ 10. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesge-
setzes ist, soweit Abs. 2 nicht anderes bestimmt, der
Bundesminister für Justiz betraut.

(2) Mit der Vollziehung sind betraut:

1. des Art. II Z 2 und 3 sowie des Art. III Z 9
hinsichtlich der Auskunftserteilung durch
a) die Träger der Sozialversicherung der

Bundesminister für Arbeit und Soziales
und

b) die Finanzämter der Bundesminister für
Finanzen,

jeweils im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nister für Justiz,

2. des Art. III Z 10 hinsichtlich des § 34 a Abs. 2
der Bundesminister für Justiz im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für Finanzen,

3. des Art. IV, hinsichtlich der §§53 Abs. 1 und
3 sowie 54 der Bundesminister für Inneres im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Justiz, hinsichtlich des § 53 Abs. 2 der Bun-
desminister für auswärtige Angelegenheiten
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Inneres und dem Bundesminister für Justiz.

Waldheim

Vranitzky


